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TOP I.6: Auskunftsanspruch des Scheinvaters gegen die Kindesmutter zur 

Durchsetzung seines Regressanspruches gegen den leiblichen Vater  

 

Berichterstattung: Bayern 

  

  

1.   Die Justizministerinnen und Justizminister halten es für unbefriedigend, dass nach 

geltender Rechtslage ein Auskunftsanspruch des Scheinvaters gegen die Kindesmut-

ter auf Benennung des leiblichen Vaters des Kindes stets ausgeschlossen ist, unab-

hängig davon, wie insbesondere das Interesse des Scheinvaters an der Auskunft auf 

der einen und das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Kindesmutter auf der anderen 

Seite im Einzelfall zu gewichten sind. Es bedarf einer Regelung, die es den Gerichten 

ermöglicht, unter Abwägung dieser Rechte bzw. Interessen eine Entscheidung über 

die Erteilung der Auskunft zu treffen. 

 

2.   Sie begrüßen, dass das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz ei-

nen Regelungsvorschlag für einen derartigen Auskunftsanspruch erarbeitet hat. Sie 
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erwarten, dass das Gesetzgebungsverfahren unter Beteiligung der Länder zügig ein-

geleitet wird. 

 

 

 

 

 


